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0 i : 
Erpebition: Herrenſttaße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Boſt⸗ 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Mentag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 16. Februar 1861. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
f avis, 15. Febr. Das Urtheil in der Angelegenheit der 
Familie Patterſon iſt als nicht zuläßig in dieſer Frage erklärt. 

Paris, 13. Febr., Nachmittag. Die ſoeben erſchienene 
Lagneronniereſche Broſchüre: „Frankreich, Nom und Italien“ 
ſagt in ihrem Exposé: Das geiſtliche Papſtthum trage keine 
Schuld, wohl aber das weltliche. Die Broſchüre ſucht zu 
beweiſen, daß Frankreich Alles gethan habe, um das Papſt⸗ 
thum zu retten. Es ſei die Schuld des letzteren, daß es iſo⸗ 
lirt ſei. Die Broſchüre kommt zu dem Schluſſe, daß Italien 
befreit, aber nicht konſtituirt fet; das Hinderniß feiner Or: 
ganiſation fei Rom. So lange der Antagonismus zwiſchen 
Italien und dem weltlichen Papſtthum dauere, würden ſie die 
Bedingungen des Gleichgewichts nicht finden. Es ſei eben ſo 
ſchwierig, ein Italien ohne den Papſt, als den Papſt ohne 
Italien aufzufaſſen. Einſtweilen werde der Kaiſer ſein Schwert 
in Rom laſſen, um den Papſt zu beſchützen. Er könne Ita⸗ 
lien dem römiſchen Hofe nicht opfern, aber auch das Papſt⸗ 
thum der Revolution nicht überliefern. Er werde unmöglich 
die Stunde erwarten können, in welcher die päpſtliche Regie⸗ 
rung zwiſchen denjenigen zu unterſcheiden wiſſen wird, welche 
ſie ins Verderben geſtürzt, und denen, die Alles zu ihrer 
Rettung gethan haben. 

Peſth, 15. Febr. Die Konferenz der Obergeſpäne iſt 
nach einmaliger Beſprechung beendet worden. Wie es heißt, 
hatte der Hofkanzler Baron Vay das Hauptgewicht auf die 
Steuerfrage gelegt. Die Obergeſpäne äußerſten Vertrauen 
zur Perſon des Hofkanzlers, erklärten jedoch, es wäre gegen 
das Geſetz und gegen ihr Gewiſſen, dem Lande die Entrich⸗ 
tung der Steuern zur Pflicht zu machen. Es werde indef 
Niemand, der Steuern freiwillig zahlen wolle, von den Ev: 
mitaten daran gehindert werden. 

Peſth, 15. Febr. In der Juſtizkonferenz beantragte die 
Subkommiſſion für Strafgeſetz und Preſſe, die ſofortige Ein⸗ 
führung des im Landtage 1843 bis 1844 berathenen Straf: 
Codex, das Strafverfahren mit Schwurgerichten, und die 
Neactivirung des Preßgeſetzes vom Jahre 1848 mit Schwur⸗ 
gerichten. 

Trieſt, 18. Febr. Die heutige „Trieſter Zeitung“ mel⸗ 
det, daß die Landtagsfrage für das Küſtenland entſchieden 
ſei; der iſtrianer Laudtag werde in Parenzo, der görzer in 
Görz zuſammentreten; der trieſter Gemeinderath habe die 
Befuaniffe des Landtags erhalten. : 

Wien, 15. Febr. Nach einem Telegramm des heutigen 
Mbendblattes der „Wiener Zeitung“ aus Agram vom 14. d. 
tte die Inſtallation des agramer Obergeſpans an dieſem 
e ſtattgefunden. Die allerhöchſt ſanktionirte Juſtruktion 


i zur Regelung der Municipien wurde einſtimmig ohne Bemer⸗ 


kung angenommen und wurden demnächſt folgende Vorſtellun⸗ 
gen beſchloſſen: Schleunige Berufung des eroatiſch⸗ſlavoni⸗ 
ſchen Landtags, Vertretung der Militärgrenze auf dem Land⸗ 
tage, verfaſſungsmäßige Inſtallirung des dalmatiniſch⸗erobatiſch⸗ 
flavonifchen Banus, Neftituirung der Integrität der croati- 
ſchen Krone, baldigſte Verleihung einer freiſinnigen Konfti- 
tution auch für die erbländiſchen Provinzen, Nichtabtretung 
der Murinſel an Ungarn vor dem Beſchluſſe des Landtags. 
Rom, 15. Febr. Der König von Neapel kommt morgen 
mit ſeiner Familie hier an; ſie gehen über Trieſt nach Baiern. 
Eine ſpaniſche Fregatte nimmt die in Gaeta reſidirenden Ge: 
ſandten auf. 


Hamburg, 15. Febr. Morgens. Nach den heutigen „Hamburger Nach⸗ 
richten“ meldet „Faedrelandet“, daß eine Anzahl ſchleswiger Ständedeputir⸗ 
ter in einer zu Flensburg abgehaltenen Verſammlung beſchloſſen habe, eine 
öffentliche Erklarung dahin lautend abzugeben, daß die Abſonderung Hol⸗ 
ſteins und Lauenburgs von den übrigen Landestheilen eine Nothwendigkeit 
ie Demnächſt wurde der Beſchluß gefaßt, einen Proteſt gegen jede fremde 

inmiſchung in ſchleswigſche Angelegenheiten zu erlaſſen. 

Paris, 14. Febr., Abends. Der heutige „Conſtitutionnel“ enthält einen 
von Grantguillot unterzeichneten Artikel, in welchem es unter Anderm heißt: 
Man ſpricht viel von einer Broſchüre, welche den Titel: Frankreich, Rom 
und Italien führt. Dieſe Broſchüre ſtellt klar die Beziehungen Frankreichs 
zu Italien und Rom feſt und ſagt, wie die Regierung des Kaiſers ihre Pflich⸗ 
ten dem Papſt und den Völkern gegenüber verſtanden habe; ſie zählt die 
dem römiſchen Hofe geleiſteten Dienſte auf und überläßt dem öffentlichen 
Urtheil die Würdigung der Art und Weiſe, wie dieſe Dienſte zu Rom aner⸗ 
kannt worden feien. Die Broſchüre enthält die vollſtändige Darlegung der 
Hntetbaftbluungen und unſerer Anſtrengungen ſeit zwölf Jahren, um zu einer 
Loͤſung zu gelangen. Sie ijt von Laguerronniere unterzeichnet. Ein fol: 
cher Name zeige den Charakter und die Wichtigkeit des Werkes an. 

Paris, 14. Febr. Cialdini hat bereits feinen Einzug in Gaeta gehalten. 

Auf Malta hat ein Erdbeben ſtattgefunden, das ſich bis nach Sizilien 
fühlbar gemacht hat. 
1 Bukareſt, 12. Febr. In Folge eines die Grenzen der parlamenta⸗ 

den Befugniſſe überſchreitenden Votums der Adreſſe, iſt die wallachiſche 

Aſſemblee aufgelöst. 

Madrid, 12. Febr. Die Unterſuchung wegen einer neulichen Grenz⸗ 
verletzung hat ergeben, daß portugieſiſche Soldaten auf Antrieb eines unter⸗ 
geordneten Beamten, welcher ſich an einigen ſpaniſchen Grenzbewohnern 
rächen wollte, die Grenze verletzten. Die portugieſiſche Regierung zeigt ſich 
zur Genugthuung bereit. 1 
Marſeille, 14. Febr. Man ſchreibt aus Konſtantinopel vom 6. d. Mts. : 
Die Note des Fürſten Gortſchakoff Artin den Bericht des Kyprisli Paſcha iftin den 


heftigiten Ausdrücken abgefaßt und beſchuldigt ihn der Entſtellung und Lüge. 
Es heißt darin, daß Rußlands Geduld ante a Die Antwort der Pforte 
lautet gemäßigt; fie verſpricht fofortige Reform, 
3 und 

mtsſtellen. 


namentlich Abſchaffung der 


ulafjung der Chriſten in die Armee und ſelbſt in die hohen 


Preuſ e n. 

Berlin, 14. Febr. [Empfang.] Se. Maj. der König haben 
geſtern Nachmittag den koͤniglich ſizilianiſchen außerordentlichen Ge: 
Bas und bevollmächtigten Minifter, Fürſten Carini, den kaiſerl. 
ferreichiſchen außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Minifter 
rafen von Karolyi, den taiferl. franzöſiſchen außerordentliche Ge: 
gay und bevollmächtigten Minifter Prince de la Tour d'Auvergne, 
> if königl. portugieſiſchen außerordentlichen Geſandten und bevollmäch⸗ 
at Minifier de Vasconcellos e Souza, den königlich baieri- 
[Sen außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Minifter Grafen 
ſandt ontgelas, und den königlichen däniſchen außerordentlichen Ge: 
en und bevollmächtigten Miniſter Quaa de, in Privat⸗Audienzen 
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| men geruht, wodurch dieſelben in ihrer bisherigen Eigenſchaft aufs 


Neue bei Allerhöͤchſtdenſelben beglaubigt werden. 

[Amtliches.] Se. Maj. der König haben allergnädigſt geruht: 
Dem großherzogl. ſächſiſchen Oberſt⸗Lieutenant, Flügel⸗Adjutanten und 
Ober⸗Stallmeiſter Freiherrn v. Egloffſtein den rothen Adler⸗Orden 
zweiter Klaſſe, dem großherzogl. badenſchen Kammerherrn Freiherrn 
v. Gemmingen den rothen Adler-Orden dritter Klaſſe, dem Kreis: 
gerichts-Rath Kluetz zu Drieſen, im Kreiſe Friedeberg, und dem In⸗ 
tendantur⸗Regiſtrator, Kanzlei-Rath Wollmann zu Stettin, den rothen 
Adler⸗Orden vierter Klaſſe, ſo wie dem Materialien⸗Schreiber Selle 
in Erfurt das allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; den Kammerherrn 
und Schloßhauptmann von Koblenz Grafen Clemens Wenzeslaus 
von Boos-Waldeck zum Ober-Hofmeiſter Ihrer Majeſtät der Kö⸗ 
nigin; fo wie den bisherigen Legations⸗Rath Dr. Hepke zum Wirk: 
lichen Legations-Rathe und vortragenden Rathe bei dem Miniſterium 
der auswärtigen Angelegenheiten zu ernennen; die von der Akademie 
der Wiſſenſchaften in Berlin getroffene Wahl des Mathematikers Dr. 
Kronecker hierſelbſt zum ordentlichen Mitgliede der phyſikaliſch⸗mathe⸗ 
matiſchen Klaſſe der Akademie zu beſtätigen; und dem Kreis⸗Phyſikus 
Dr. Kob zu Lyck den Charakter als Sanitäts⸗Rath zu verleihen. 

Der ordentliche Lehrer Dr. Grüter am Gymnaſium zu Münſter 
iſt zum Oberlehrer befoͤrdert worden. 

Se. Majeſtät der König haben allergnädigſt geruht: Dem Direktor 
der rheiniſchen Provinzial⸗Feuer⸗Societät, Freiherrn Waldbott von 


Baffenheim-Bornheim zu Koblenz, die Erlaubniß zur Anlegung] 


des ihm verliehenen Johanniter⸗Malteſer⸗Ordens zu ertheilen. (St. A.) 


[Hoftrauer.] Der königliche Hof legt am Montag, den 18ten 
d. M., die Trauer auf drei Wochen für Ihre Majeftát die verwitwete 
Königin Eugenia Bernhardina Defideria von Schweden 
und Norwegen an. a 

[Patent.] Dem Fabrikbeſitzer C. Schmidt zu Breslau iſt unter dem 
13. Februar d. J. ein Patent auf einen Kolben für Rübenpreſſen, in der 
durch Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſenen Ausführung und ohne 
Jemand in der Benutzung bekannter Theile zu beſchränken, auf fünf Jahre, 
von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staates 
ertheilt worden. 

Berlin, 15. Febr. Zur Vervollſtändigung des Hofflaated Ihrer 
Majeſtät der Koͤnigin hat Se. Majeſtät der König der Frau Gräſin 
von Perponcher, geb. Gräfin Maltzan, bis auf Weiteres das Amt der 
koͤnigl. Ober⸗Hofmeiſterin übertragen, ferner die beiden bisherigen Hof⸗ 
damen Gräfin Adelaide von Hacke und Gräfin Louiſe von Oriolla zu 
Palaſtdamen, und die Gräfinnen Alexandra Brandenburg, Louiſe Schwe⸗ 
rin, Anna Brühl und Bianca Kospoth als Hofdamen zum abwechſeln⸗ 
den Dienſte bei Ihrer Majeſtät der Königin zu ernennen geruht. Zu 
gleicher Zeit hat Se. Majeſtät den bisherigen Kammerherrn Grafen 


Clemens Boos⸗Waldeck zum Ober⸗Hofmeiſter Ihrer Majeftát der Kö: 


nigin ernannt und beſtimmt, daß der Kammerherrndienſt bei Allerhöchſt⸗ 
derſelben bis auf Weiteres durch zwei königliche Kammerherren verſe⸗ 
hen werden ſoll. Für die nächſten 14 Tage find der königliche Kam ⸗ 
merherr und Schloßhauptmann von Breslau, Graf Em. Schaff⸗ 
gotſch und der Fönigl. Kammerherr Frhr. v. Gersdorf dazu berufen. 

— J. k. H. die Frau Großherzogin-Mutter von Mecklenburg⸗ 
Schwerin, welche etwa drei Wochen zum Beſuche bei J. kgl. HH. 
dem Prinzen und der Frau Prinzeſſin Friedrich im Haag verweilte, 
iſt heute Morgen von dort hierher zurückgekehrt, und wurde bei ihrer 
Ankunft auf dem Bahnhofe von dem mecklenburgiſchen Geſandten Ge⸗ 
neralmajor von Hopfgarten empfangen und ins königliche Schloß ge⸗ 
leitet. Die hohe Frau machte bald nach ihrer Ankunft den Mitglie⸗ 
dern der königlichen Familie ihren Beſuch, und empfing darauf deren 
Gegenbeſuche. 

— Heute Vormittag um 11 Uhr fand im Gebäude des Staats⸗ 
miniſteriums eine mehrſtündige Miniſterialſitzung ſtatt. 


K. C. Berlin, 15. Febr. Die Juſtiz⸗Commiſſion des Hauſes 
der e 8 neten hat ihren erſten Petitions⸗Bericht erſtattet. Von den 
darin beſprochenen Petitionen ijt keine von allgemeinem Intereſſe. Die Com: 
miſſion beantragt durchgehends Tagesordnung. 

„Die Petitions-Commiffion deſſelben Hauſes hat ihren zweiten Be: 
richt erſtattet. Von allgemeinerem Intereſſe iſt daraus Folgendes: Eine 
große Zahl Bewohner der Stadt Bonn bitten um Befürwortung von Maß⸗ 
regeln zur Abſchaffung der deutſchen Spielbanken. Die Unſittlich⸗ 
keit, Verderblichkeit und Gemeinſchädlichkeit der Spielbanken wird von den 
Petenten des Näheren dargethan und von der Commiſſion einſtimmig aner⸗ 
kannt. Die preußiſche Regierung hat 1854 die letzte öffentliche Spielbank 
im Lande, die in Aachen, aufgehoben, und im Jahre 1858 auf Anlaß eines 
einſtimmigen Beſchluſſes des Herrenhauſes, bei der Bundesverſammlung be: 
antragt, „dem Ausſchuſſe die wiederholte Pa und Erb fern aufzu⸗ 
geben, ob nicht auf Grund der früher gemachten Vorſchläge eine Einigung 
i erzielen fet.“ Die Bundesverſammlung hat demgemäß beſchloſſen, aber 
eitdem ruht die Sache. Die Regierung hält an ihrem alten Standpunkt 
feſt und hat erklärt, „dem Bundestagsgeſandten fei von Neuem der Auf: 
trag ertheilt worden, fen die Förderung der Sache beim Bunde zu wir⸗ 
ken; bis Con ſind indeſſen ſeine Bemühungen noch nicht von Erfolg Ei defen.’ 

Die Commiſſion beantragt einſtimmig Ueberweiſung an die Regierung 
„mit der Aufforderung, die Aufhebung der öffentlichen Spielbanken in den 
deutſchen Bundesſtaaten bei der Bundes⸗Verſammlung von Neuem nach 
Kräften zu fördern.” 

Die Petitionen des Lehrer Wander (Beſchwerden gegen den ſtellver⸗ 
tretenden Landrath Herrn v. Zedlitz wegen unberechtigter Confiscation vieler 
Exemplare eines Katechismus für freie Religionsgemeinden und Entſchädi⸗ 
gungsforderungen enthaltend) liegen dem Hauſe abermals vor. Die Com⸗ 
miſſion beantragt Tagesordnung. Sie erkennt zwar an, daß die Verwal⸗ 
tungsbehörden gegen den Petenten mehrfach die Geſetze überſchritten hätten, 
findet es aber nicht in der Sache der Landesvertretung, ein Strafverfahren 
zu crea Hed und der Rechtsweg zu einer ar it dem Petenten nicht 
abgeſchnitten. Ein beſonderes Petitum wegen Re viſion der Geſetz⸗ 
gebung über die Competenz-Conflicte befürworteie die Commiſſion 
nicht, unter Hinweis auf die bei Beginn der Adreßdebatte abgegebene Erklärung 
des Juſtizminiſters. — Auf die Ongelegenbeit des Dr, Bertrand zu Koblenz 
liegt dem Haufe wieder vor. Petent nimmt den Schutz des Hauſes gegen ver: 
meintliche Rechtsverletzungen im In⸗ und Auslande in Anſpruch. Geborner 
Preuße, hat er in Gießen promovirt und die ärztlichen Staatsprüfungen 
gemacht; die Erwerbung des zur ärztlichen Praxis nöthigen Indigenats im 
Großherzogthum Heſſen iſt ihm inde nicht gelungen, und in Preußen ftebt 
ihm die Praxis nicht offen, weil er die Examina nicht gemacht hat. 
Ankauf eines Hauſes in Caſtell (Mainz gegenüber) auf den Namen ſeiner 
dm hat ihm dort den Aufenthalt nicht ſichern können, vielmehr ift er mit 
e 


7 


wayg über die Grenze gebracht und feine Familie ebenfalls ausgewie⸗ 
n worden. Die Beſchwerde über den leßtern Punkt unterſtützt die 
Commiſſion, während ſie über alle andern Punkte der Petition Tages⸗ 
Ordnung vorſchlägt; ſie beantragt, die Petition des B. der Regie⸗ 
rung „in der Beziehung zur Berüdfihtgung zu überweiſen, daß durch 
diplomatiſche Vermittelung der Familie des Petenten der Aufenthalt 
in dem von der Frau Dr. Bertrand in Kaſtell im n Heſſen 
erkauften Haufe erwirkt werde.“ — Zwei auf die energiſche Unterſtützung 
der an Sache 0 ügliche Petitionen (eine davon trägt den Namen 
des früheren Abg. Beigte) hale die Gommifion durch den beit, Paſſas der 


„us — ——— — - — ¶ñ—— 


Adreſſe für erledigt. — Noch iſt eine Petition von den Herren Eduard 
Graf Reichenbach und Theodor Jahr zu erwähnen, welche eine Anzahl Be⸗ 
ſtimmungen zu Bundesgeſetzen erhoben wiſſen will, wie z. B.: Regenten 
deutſcher Staaten dürfen nur Deutſche von Geburt ſein; deutſche Regenten 
dürfen nicht in anderen, nichtdeutſchen Staaten regieren; der Kaiſer von 
Oeſterreich, der König von Preußen, der König von Holland, der König von 
Dänemark müſſen mit allen ihren Ländern dem deutſchen Bunde beitreten, 
oder, wenn die nichtdeutſchen Staaten das nicht wollen, dann dürfen die 
deutſchen und die nichtdeutſchen Staaten beim nächſten Thronwechſel nicht 
mehr an ein Haupt fallen, ſondern die Erbſchaft wird dann getheilt; „dieſe 
Beſtimmungen werden in jedem Falle, wo ſie zur Anwendung kommen 


ſollen, nöthigenfalls im Wege der bewaffneten Bundes⸗Exekution durchge⸗ 


führt.“ Die Commiſſion beantragt Tagesordnung. 3 

Die Abg. Burghart und Hinrichs haben den zahlreich unterſtützten 
Antrag eingebracht, die Regierung „aufzufordern, einen Geſetzentwurf über 
die Reform des Hypothekenweſens in Neuvorpommern und 
Rügen bald möglichit vorzulegen.“ In den Gründen wird auf die Män⸗ 
gel des Pfandrechts, des Gemeinen⸗, Provinzial⸗ und Statutar⸗Rechts hin⸗ 


ewieſen und eine der als vortrefflich anerkannten mecklenburgiſchen Hypo⸗ 


thekenordnung „ſich möglichft anſchließende, die begründeten Mängel der be⸗ 
züglichen altpreußiſchen Geſetzgebung vermeidende geſetzliche Regelung des 
Hypothekenweſens in Neu⸗Vorpommern und Rügen als eine unabweisbare 
Aufgabe der Geſetzgebung“ bezeichnet. 

* Berlin, 15. Febr. [Die Eichhoff'ſchen Angaben.] Dem Mas 
giſtrat ſind folgende Schreiben des Miniſters des Innern Grafen Schwerin 
zugegangen: - ? 7 

wl) Die von dem Magiſtrate im Berichte vom 15. Dez. v. J. zur Sprache 
gebrachten, aus dem zweiten Hefte der „Berliner Polizei⸗Silhouetten von 
Eichhoff“ entnommenen, die Verwaltung der Fonds zu den ſächlichen Aus⸗ 
aben für die hieſige Schutzmannſchaft mit betreffenden Behauptungen habe 
ich, wie ich demſelben bereits unterm 24. Dez. v. J. ob 1 eröffnet habe, 
einer näheren Erörterung unterworfen. In Folge deſſen bin ich in der 
Lage, dem Magiſtrate zur Sache nachfolgende, das finanzielle Intereſſe der 
hieſigen Kommune bei dieſer Angelegenheit berührende informakoriſche Mit⸗ 
theilung zu machen. 

1) Was zuvörderſt die Behauptung anbelangt, daß der Polizei⸗Oberſt 
Patzke die phere für deren Unterhaltung er ein etatsmäßiges Aequivalent 
bezieht, theils nicht gehalten, theils aus der Fourage der berittenen Schutz⸗ 
mannſchaft habe mitfüttern laſſen, fo hat der Oberſt Patzke, welcher für 
die Unterhaltung zweier Dienſtpferde (nicht dreier) ein etatsmäßiges Aequi⸗ 
valent von 300 Thalern (abgefeben von den ihm einigemale bewilligten 
außerordentlichen Zuſchüſſen in Betracht der in den letzten Jahren geſtie⸗ 
genen Jutterpreife) zu beziehen hat, nach der aus eigener Kenntniß von 
dem Polizei⸗Präſidenten Freiherrn von Zedlitz amtlich ertheilten Verſiche⸗ 
rung, ſeit dem Amtsantritte des Letzteren, faſt durchweg nicht allein ein 
Reitpferd, ſondern auch zwei Wagenpferde zum Dienſtgebrauche unterhal⸗ 
ten, und zwar nur mit ſolchen Unterbrechungen, wie ſie durch den Verluſt 
und Wechſel der Pferde von ſelbſt bedingt ſind. Nur bei zeitweiſer Krank⸗ 
pet und Unbrauchbarkeit feiner Dienſtpferde hat er in einzelnen Fällen 

ferde der Schutzmannſchaft zu ſeinem Dienſtgebrauche verwendet, und zwar 
mit Genehmigung des Herrn Polizei⸗Präſidenten und auf Grund der von 
Letzterem gewonnenen Ueberzeugung, daß der Dienſt, zu welchem die Schuß: 
manſchaftspferde beſtimmt ſind, darunter niemals gelitten hat. Darüber, 
daß der Polizei⸗Oberſt Patzke die von ihm zu unterhaltenden Pferde niemals 
aus den Vorräthen der l hne at gefüttert, hat derſelbe dem Polizei⸗ 
Präſidenten den Nachweis dadurch geführt, daß er die Beläge über die tit 
jeine Pferde gekaufte Fourage demſelben vorgelegt hat. 

2) Hinſichtlich der Behauptung, daß dem Polizei⸗Präſidenteu Freiherrn 
v. Zedlitz aus dem Beſtande der auf Koſten der Stadt angeſchafften Dienſt⸗ 
pferde der Schutzmannſchaft zwei 6jährige Pferde als ausrangirt zu 40 Thlr. 
pro Stück überlaſſen und dafür zwei ic wieder eingeſtellt worden, hat 
es nach den darüber erſtatteten amtlichen Anzeigen folgende Bewandtniß: 

m Frühjahre 1860 entnahm der Polizei⸗Präſident Frhr. v. Zedlitz aus den 
Beſtänden der eee eine 7jäbrige Rothſchimmelſtute und überließ 
der Schutzmannſchaft dafür eine vorher von dem Pferdehändler Harder für 
200 Thlr. erkaufte 6jährige braune Stute, nachdem ſolche von der Abnahme: 
Kommiſſion für die Schutzmannſchaft für vollkommen dienſttauglich befunden 
worden war. Eben jo entnahm der Polizei⸗Präſident Frhr. v. Zedlitz nach 
der Demobiliſirung im Jahre 1859 eine 6 Jahre alte Rappſtute und über⸗ 
ließ dafür der Schutzmannſchaft eine 10 Jahre alte braune Stute, welche 
bei der Mobilmachung dem General v. Bialke verkauft worden war, und 
welche, da fie der General v. Bialle nach der Demobiliſirung nicht mehr 
brauchte, der ꝛc. v. Zedlitz für 200 Thlr. wieder angekauft hatte, ebenfalls 
nachdem letzteres Pferd von der Abnahme⸗Kommiſſion für vollkommen dienſt⸗ 
tauglich erachtet worden war. Es iſt hiernach unrichtig, daß der Polizei⸗ 
Präſident v. Zedlitz für die entnommenen Pferde 40 Thlr. bezahlt habe, viel⸗ 
mehr hat er dieſelben gegen zwei andere Pferde umgetauſcht, für welche er 
den Durchſchnittspreis von 200 Thlr. für jedes bezahlt und welche die Ab: 
nahme⸗Kommiſſion für dienſttauglich erklärt hatte. Daß die dafür entnom⸗ 
menen Pferde einen größeren Werth gehabt hätten, dafür liegt keine Ver⸗ 
muthung vor. Nach der Verſicherung des Polizei⸗Präſidenten v. Zedlitz 
ſind beide Geſchäfte nur durch den Wunſch, für ſeinen Dienſtgebrauch 
bereits zugerittene Pferde zu erhalten, veranlaßt worden. Abgefeben von 
den die finnanziellen Intereſſen der Kommune nicht berührenden Punkten, 
welche hierbei in Betracht kommen, habe ich Veranlaſſung genommen, beſtimmt 
anzuordnen, daß von nun an jeder derartige Verkehr mit den Pferden der 
berittenen Schutzmannſchaft zu unterlaſſen und nur mit dem Verkauf ſolcher 
Pferde, welche, weil fie für den Dienſt nicht mehr brauchbar find, aüsran⸗ 
girt werden müſſen, im Wege der öffentlichen Verſteigerung vorzugehen iſt. 

3) Die Behauptung, daß bei dem Etatstitel zur Bekleidung der Schutz⸗ 
mannſchaft von dem Polizei⸗Präſidio ſeit Jahren weſentliche Exſparniſſe ge 
macht worden ſeien, und zwar ſowohl durch das Vorhandenſein einer ge⸗ 
ringeren Anzahl von Schutzmännern, wie der etatsmäßigen, als auch durch 
Verlängerung der Tragezeit der Bekleidungsgegenſtände, und daß dieſe Er⸗ 
ſparniſſe der Kommune, der ſie zu Gute würden kommen müſſen, nicht zu 
Gute gerechnet worden ſeien, iſt unrichtig und beruht auf irrthümlicher Auf⸗ 
faſſung des obwaltenden Sachverhältniſſes. In dem hieſigen Polizei⸗Präſt⸗ 
dial⸗Etat „Titel III.“ ſind zur Anſchaffung und Unterhaltung der Betlei- 
dung und der Waffen für die Wachtmeiſter und Schutzmänner überbaupt 
ausgeworfen jährlich 23,346 Thlr. Dieſe Summe jest ſich daraus zuſam⸗ 
men, daß für jeden Wachtmeiſter und Schutzmann zu Fuß 20 Thlr. und für 
jeden berittenen Schutzmann 22 Thlr. nach der Etatszahl berechnet find. Es 
iſt dabei im Etat bemerkt, daß jeder Wachtmeiſter oder Schutzmann zu Fuß 
jährlich einen Rock, ein Beinkleid und ein Paar Stiefeln erhält, alle 4 Jahre 
einen Paletot und alle 6 Jahre einen Helm; jeder berittene Schutzmann aber 
ſtatt des tuchenen Beinkleides alle 5 Jahre ein Paar ſchwarze wildlederne Bein⸗ 
kleider und außerdem alle 5 Jahre ein Paar lange Reiterftiefeln. Aus dieſen Beſtim⸗ 
mungen ergiebt ſich zunächſt von ſelbſt, daß, da in jedem 4., 5. und 6. Jahre 
die Ausgaben erheblich größer ſind, das alljährliche Quantum aber ein glei⸗ 
ches iſt, aus einem Jahre in das andere gerechnet werden muß, und daß 
erſt nach einem ſechsjährigen Turnus die 5 e beantwortet werden kann, 
ob und welche Erſparniſſe zu machen geweſen ſeien. Die im Etat vermerk⸗ 
ten und vorläufig als ausreichend angenommenen Bekleidungsſtücke haben 
jedoch nicht vollſtändig ausgereicht, wie ſich dies ſehr bald herausſtellte. Lei⸗ 
nene Beinkleider erſchienen im Sommer unentbehrlich für den Dienſtgebrauch, 
ebenſo Halsbinden, Handſchuhe und ein größerer Bedarf für das ganz un⸗ 
1 ie bemeſſene Schuhwerk. Um die e Bedürfniſſe zu beſchaffen, ohne 
das Etatsquantum im Ganzen ji überſchreiten, alſo lediglich im Intereſſe 
der Kommune, welche ſonſt neben den für die ba ie ten Bekleidungs⸗ 
ſtücke ausgeſeßten Fonds noch die Mittel zur Anſchaffung der außerdem 
I e nothwendigen Gegenſtände hätte gewähren müſſen, iſt allerdings 
die Tragezeit der anderen Kleidungsſtüce verlängert und dabei darauf ges 
rechnet worden, daß der Mehrbedarf mit den dadurch erzielten Erſpar⸗ 
niſſen ſich ausglid, Die Rechnungen, welche dem Magiſtrat pro 1857 vor⸗ 
liegen, und pro 1858 und 
len hierüber icine Auskunft, fie müſſen und werden nachweiſen, daß 
die volle etatsm Bige Summe zur Verwendung dafür . iſt, wofür 
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